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KURZ KOMMENTIERT

ölpreise

Lagerbestände als Waffe?

Die Sorge vor einer bevorstehenden neuen Runde 
von Ölpreiserhöliungen wächst. Um ihrerseits den 
Förderländern keinen Anlaß zu Preisanhebungen zu 
geben, haben die Energieminister der EG bei ihrem 
letzten Treffen vorgeschlagen, auf Zukäufe am freien 
Olmarkt zu verzichten und so kräftige Steigerungen 
der Spotpreise zu vermeiden. Statt dessen sollen die 
Ölimportländer auf ihre hohen Lagerbestände zurück­
greifen.

Der Appell zu einer zurückhaltenden Einkaufspolitik 
ist sicherlich berechtigt, wie die Erfahrung mit der letz­
ten Preissteigerungswelle ab Ende 1978 gezeigt hat. 
Ein Vorratsabbau in den Wintermonaten entspräche 
überdies dem normalen Saisonrhythmus. Tatsächlich 
vermindern sich die Ölläger der 21 i'EA-Länder gegen­
wärtig täglich um schätzungsweise 2,5 Mill. Barrel, so 
daß sie Ende März nächsten Jahres wieder etwa auf 
den Stand des Jahres 1978 vor dem Sturz des Schahs 
gesunken sein könnten. Ein gezielter Einsatz der La­
gerbestände zur Preisberuhigung würde allerdings be­
deuten, daß sich die Verbraucherländer abstimmen. 
Deswegen haben die EG-Minister schon selbst ihr An­
gebot mit der Einschränkung versehen, auch die ande­
ren Industrienationen müßten sich zu einem entspre- 
ciienden Verhalten verpflichten.

In der Praxis wird es allein schon wegen der unter­
schiedlichen Organisation der nationalen Mineralöl­
märkte Schwierigkeiten geben. Vor allem aber ist die 
vorgeschlagene Waffe gegen Olpreissteigerungen nur 
sehr begrenzt anwendbar. Die Lagerbestände sind 
zwar gegenwärtig sehr hoch; doch würde sich das bei 
einer länger anhaltenden Angebotslücke bald ändern. 
Sehr schnell müßte dann die Politik der Preisglättung 
in Konflikt geraten mit dem Bestreben zur Vorratshal­
tung für den Fall einer ernsten Versorgungskrise.
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Europäischer Rat

Ruhiger EG-Gipfel

Die Bedeutung des EG-Gipfeltreffens zu Beginn die­
ses Monats in Luxemburg lag primär im Gedanken­
austausch. Wesentliche Beschlüsse wurden nicht ge­
faßt, waren aber wohl auch nicht zu erwarten in einer

Phase des Übergangs -  das Treffen fand zwischen 
abgeschlossenen deutschen und bevorstehenden 
französischen Wahlen statt, vor dem Wechsel in der 
amerikanischen Administration und der Neubesetzung 
der EG-Kommission.

Auf dem Gipfel war man vor allem bemüht, auf die 
gewachsene politische Bedeutung der Gemeinschaft 
in der Welt hinzuweisen und die Bereitschaft zu ver­
stärkter interner Zusammenarbeit zu bekunden. Die 
Solidarität, wie sie im 2,7-Mrd.-DM-Kredit an Italien 
zum Ausdruck kommt, weist in diese Richtung. Ande­
rerseits zeigte sich aber, z. B. an der vage gehaltenen 
Nahosterklärung, wie groß noch die Spannweite politi­
scher Auffassungen ist.

Für ein forciertes Selbstbewußtsein nach außen be­
steht auch insofern kein Anlaß, wenn man an die 1981 
anstehenden internen (Finanzierungs-)Probleme 
denkt; Zwar wird überall der Sparwille betont und man 
ist sich einig, daß die Agrarpolitik besser gestaltet wer­
den muß, um mehr Mittel für andere Aufgaben zu ha­
ben. Auch wurde auf dem Gipfel der verstärkte Einsatz 
der EG-Finanzierungsinstrumente für die Milderung 
der strukturellen Arbeitslosigkeit, die Verbesserung 
der Infrastrukturen, der wirtschaftlichen Lage in be­
nachteiligten ländlichen Regionen usw. gefordert. 
Doch die Umsetzung der Grundsätze in die integra­
tionspolitische Praxis enweist sich als ein dorniger 
Weg. Unterschiedliche Auffassungen über eine Erhö­
hung der Eigenmittel, über die Aufgabenstruktur etc. 
weisen darauf hin, daß der Luxemburger Gipfel wohl 
nur die Ruhe vor den Stürmen des Jahres 1981 war.
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EWS

Endphase verschoben

M it ihrem Beschluß, die ursprünglich bis Ende März 
1981 vorgesehene Übergangsphase des Europäi­
schen Währungssystems zu verlängern, haben die 
Regierungschefs der beteiligten Länder der Tatsache 
Rechnung getragen, daß allein schon aufgrund rechts­
technischer Verzögerungen eine Einführung der zwei­
ten Stufe zum geplanten Zeitpunkt nicht möglich ist.

Für die Endphase des EWS ist vorgesehen, den 
ECU als Reserveaktivum und Rechnungseinheit zu 
venwenden und dem Europäischen Währungsfonds 
20 % der Währungsreserven der Mitgliedsländer zu 
übertragen. Letzteres erfordert jedoch einen zwi-
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schenstaatlichen Vertrag bzw. eine Änderung des 
EWG-Vertrages mit parlamentarischer Ratifizierung. 
Zaiilreicfie rechtiiclie Einzelfragen sind aber noch 
ebenso ungel<lärt wie die künftige Bedeutung des 
Fonds und seine Kompetenzen.

Auch unter wirtschaftspolitischen Aspekten ist eine 
Verschiebung der Endphase zu begrüßen. Grundle­
gende Voraussetzung für eine derartig starke Einbin­
dung der Länder in eine Währungsgemeinschaft wäre 
nach wie vor eine Harmonisierung der nationalen Infla­
tionsraten. Davon jedoch sind die beteiligten Länder 
weit entfernt. Eine zusätzliche Gefahr für ein verstärk­
tes Auseinanderdriften der Preissteigerungsraten 
droht zudem im Zug der jüngsten Ereignisse im Nahen 
Osten und der damit verbundenen Entartung mögli­
cher Ölpreissteigerungen. Davon wären erfahrungsge­
mäß die einzelnen Länder in unterschiedlichem Aus­
maß betroffen. Dies würde jedoch schon für das EWS 
in seinem jetzigen Stadium eine erneute Belastungs­
probe darstellen. re

Außenhandel

Dialog EG-Japan

D as Handelsbilanzdefizit der Europäischen Gemein­
schaft gegenüber Japan wird sich in diesem Jahr auf 
10 bis 11 Mrd. Dollar belaufen. Die vielfältigen Be­
schränkungen, die einzelne EG-Länder den Einfuhren 
aus Japan auferlegen, konnten diese Entwicklung 
nicht verhindern. So haben etwa die bilateral ausge­
handelte Selbstbeschränkung japanischer Anbieter 
auf den britischen und französischen Automobilmärk­
ten ebenso wie die Importquote auf japanische PKW- 
Lieferungen nach Italien eine Umlenkung der japani­
schen Ausfuhren auf die noch offenen EG-Märkte be­
wirkt und hier vor allem den Absatz britischer, französi­
scher und italienischer Marken beeinträchtigt. Die EG- 
Kommission hat daher dem Rat der Gemeinschaften 
eine Globalstrategie für den Handel mit Japan vorge­
schlagen, die mit einzelstaatlichen Maßnahmen und 
sektoralen Regelungen Schluß machen soll.

Wie nicht anders zu erwarten, hat der Ministerrat 
dieses Konzept nicht in reiner Form angenommen. Die 
Minister konnten sich aber immerhin auf eine gemein­
same Position einigen, die es der Kommission ermög­
licht, Gespräche mit der japanischen Regierung aufzu­
nehmen. in diesen Gesprächen wird die Kommission 
vor allem versuchen, Japan zu einer zurückhaltenden 
Exportpolitik und stärkeren Öffnung des Binnenmark­
tes zu bewegen.
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Ein durchschlagender Erfolg dieser Bemühungen ist 
jedoch nicht zu erwarten, denn eine Drosselung der ja­
panischen Verkäufe auf den EG-Märkten müßte letzt­
lich zu forcierten Anstrengungen der japanischen Indu­
strie auf zukunftsträchtigen Drittmärkten, etwa in den 
ölförderländern, führen. Und eine nachhaltige Verbes­
serung des Zuganges europäischer Erzeugnisse zum 
japanischen Markt kann durch politisch-administrative 
Maßnahmen kaum noch erreicht werden. Hier sind 
vielmehr neue unternehmerische Strategien gefordert. 
Die geplante Zusammenarbeit zwischen dem Volks­
wagenwerk und Nissan bietet dafür ein gutes Beispiel.

ko

UdSSR

Das Röhren-Gas-Geschäft

Größere Abhängigkeit von der Sowjetunion gegen si­
chere Arbeitsplätze? So könnte die Diskussion, die an­
läßlich des bevorstehenden Abschlusses des Röhren- 
Gas-Geschäfts aufgekommen ist, plakativ zusammen­
gefaßt werden. Leisten wir nun mit diesem Vertrag 
Entwicklungshilfe für den Ausbau der sowjetischen 
Brennstoffbasis, oder ist es die Sowjetunion, die uns 
mit Großaufträgen aus der Krise hilft? Im Grunde ist 
beides richtig.

Berücksichtigt man die Gegebenheiten in Europa -  
dort reichlich vorhandene Rohstoffe, hier moderne 
Technologie, aber keine Rohstoffe —, dann besteht 
geradezu ein ökonomischer Zwang zu solchen Verträ­
gen. Zwar stimmt es, daß Kompensationsverträge 
über Roh- und Brennstofflieferungen den Nachteil ha­
ben, daß wir zunächst liefern und uns auf die vertrags­
getreue Erfüllung der zugesagten Gegenlieferungen 
verlassen müssen. Aber auch die Sowjetunion ist auf 
den Westen angewiesen. Nach jahrelangen autarki- 
schen Bestrebungen hat sie die Modernisierung ihrer 
Wirtschaft mit Hilfe westlicher Technologien beschlos­
sen. Diese grundlegende Wende ihrer Wirtschaftspoli­
tik kann sie nicht ohne weiteres wieder rückgängig ma­
chen, zumal die inflexible Planwirtschaft kaum in der 
Lage wäre, solche Änderungen kurzfristig zu verkraf­
ten. Eine Nichterfüllung der Vertragsverpflichtungen 
dieser Größenordnung würde aber zwangsläufig den 
weiteren Zufluß westlicher Technologie stoppen. Dies 
um so mehr, je mehr westliche Länder an diesem 
Großauftrag beteiligt wären.

Für die Zukunft gilt; je mehr solcher Verträge abge­
schlossen werden, desto größer die gegenseitige Ab­
hängigkeit, desto stabiler die Grundlage der Ost-West- 
Beziehungen. bö
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